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— Drucksache 7/2495 — 


A. Problem 

Investitionen im öffentlichen Personennahverkehr werden zu 
einem wesentlichen Teil mit Bundes- und Landesmitteln finan- 
ziert. Beim Betrieb der neuen Verkehrsmittel (z. B. U-Bahnen) 
entstehen jedoch laufend Defizite, die den Verkehrsträgern zur 
Last fallen und deren Ausmaß zur Zeit noch nicht zu übersehen 
ist. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung soll aufgefordert werden, dem Deutschen 
Bundestag bis zum 1. Januar 1976 einen Bericht über die vor- 
aussichtliche zukünftige Entwicklung der fortdauernden Folge- 
kosten des öffentlichen Personennahverkehrs bis 1985 vorzu- 
legen. 

Einmütige Billigung im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

entfallen 
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A. Bericht des Abgeordneten Wiefel 


Der in Drucksache 7/2495 enthaltene Antrag der 
Fraktion der CDU/CSU wurde in der 119. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 26. September 1974 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen federführend und dem Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der Ver- 
kehrsausschuß hat die Vorlage in seiner Sitzung am 
9. Oktober 1974 behandelt. 

Bund und Länder finanzieren gegenwärtig in er- 
heblichem Ausmaß Investitionen im öffentlichen 
Personennahverkehr. Die Zuwendungen des Bundes 
z. B. für den Bau von U-Bahnen und Stadtbahnen in 
zahlreichen Städten betragen nach dem Gemeinde- 
verkehrsfinanzierungsgesetz bis zu 60 v. H. der Auf- 
wendungen, so daß unter Berücksichtigung von wei- 
teren Finanzhilfen des Landes die Träger des öffent- 
lichen Pesonennahverkehrs in den Städten teilweise 
nur 10 v. H. der Investitionen selbst finanzieren 
müssen. 

Der Betrieb von öffentlichen Nahverkehrsunter- 
nehmen verursacht jedoch auch dann, wenn die In- 
vestitionen im wesentlichen von anderer Seite finan- 
ziert werden, laufend hohe Defizite, weil die Be- 
triebsausgaben durch die Tarifeinnahmen meistens 
nicht gedeckt werden können. Diese Folgekosten 
der Investitionen fallen im Ergebnis den Gemein- 
den als den Trägern des öffentlichen Personennah- 
verkehrs oder den Ländern oder dem Bund zur Last. 
Der Bund trägt schon jetzt in erheblichem Aus- 
maß derartige Folgekosten, soweit öffentlicher Nah- 
verkehr in den Städten durch die Deutsche Bundes- 
bahn oder durch die Deutsche Bundespost durchge- 
führt wird. Diese beiden Bundesunternehmen haben 


z. B. 1973 in folgenden Städten mit erheblicher Ko- 
stenunterdeckung Personennahverkehr durchge- 
führt: 

— München 163 Millionen DM Kostenunterdeckung, 

— Hannover 50 Millionen DM Kostenunterdeckung, 

— Frankfurt 105 Millionen DM Kostenunterdeckung. 

Insgesamt dürfte die Kostenunterdeckung im 
Jahre 1973 im gesamten öffentlichen Personennah- 
verkehr bei 4,4 Mrd. DM gelegen haben (1,3 Mrd. 
DM bei den im Verband öffentliche Verkehrsbe- 
triebe zusammengeschlossenen Unternehmen, 3,1 
Mrd. DM bei der Deutschen Bundesbahn). 

Ziel des vorliegenden Antrages ist es, eine Über- 
sicht über die voraussichtliche Entwicklung dieser 
Folgekosten bis 1985 zu erhalten. Dieses Anliegen 
wird vom Ausschuß einmütig als berechtigt aner- 
kannt. Bei allen Investitionsentscheidungen im 
öffentlichen Personennahverkehr sollte nach Auf- 
fassung des Ausschusses zukünftig in verstärktem 
Maße geprüft werden, welche fortdauernden Folge- 
kosten daraus entstehen und wie diese künftig ge- 
tragen werden sollen. Ein solches Zahlenbild wird 
außerdem Veranlassung sein, bei allen Investitions- 
entscheidungen das auch unter betriebswirtschaft- 
lichen Gesichtspunkten optimale Verkehrssystem zu 
wählen. 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen empfiehlt demnach, den Antrag in 
Drucksache 7/2495 unverändert anzunehmen. Der 
mitberatende Haushaltsausschuß hat diesem Antrag 
zugestimmt. 


Bonn, den 9. Oktober 1974 


Wiefel 

Berichterstatter 


2 



Deutsche!: Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2725 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 7/2495 — unverändert anzunehmen. 

Bonn, den 9. Oktober 1974 

Der Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Fernmelde wesen 

Börner Wiefel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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